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Postulat: Die Aufarbeitung darf 1981 nicht enden! Fremdplatzierungen 
und vormundschaftliche Massnahmen in der Stadt Bern von 1981 bis 
2012 aufarbeiten.

Prüfauftrag
Dem Gemeinderat wird folgender Prüfauftrag erteilt:
1. Zu prüfen, ob und in welcher Form eine unabhängige wissenschaftliche Aufarbeitung der Fremd­

platzierungen, vormundschaftlichen Massnahmen und weiterer behördlicher Eingriffe im Bereich 
des Kinder- und Familienschutzes in der Stadt Bern zwischen 1981 und 2012 durchgeführt wer­
den kann. Im Zentrum sollen die Praxis und Verantwortung städtischer Behörden und Dienste 
sowie deren Zusammenarbeit mit Heimen, Pflegefamilien und weiteren Leistungserbringenden 
stehen. Dabei ist darzulegen, inwieweit bestehende Forschungsarbeiten die damalige Praxis der 
Stadt Bern bereits abdecken, und welcher ergänzende Forschungsbedarf besteht. Zu prüfen ist 
insbesondere, wie Veränderungen und Kontinuitäten der behördlichen Praxis, die Entschei­
dungs- und Platzierungspraxis, die Beteiligung Betroffener, die Mandatsführung, die Aufsicht 
sowie der Umgang mit Beschwerden, Gefährdungshinweisen und Hinweisen auf Gewalt, Miss­
brauch oder Vernachlässigung untersucht werden könnten. Zudem ist aufzuzeigen, wie Betrof­
fene angemessen in Konzeption, Durchführung und Vermittlung einer möglichen Aufarbeitung 
einbezogen und ihre Erfahrungen freiwillig und traumasensibel dokumentiert werden könnten.

2. Abzuklären, welche relevanten Aktenbestände und Daten vorhanden sind, welche Massnahmen 
zu deren Sicherung und allenfalls Digitalisierung notwendig wären und wie Betroffene bei der 
Suche nach ihren eigenen Akten unterstützt werden können unter Einhaltung der rechtlichen 
Bestimmungen. Dabei ist insbesondere zu klären, ob relevante Unterlagen von einer Vernich­
tung betroffen sein könnten und welche rechtlich zulässigen Sicherungsmassnahmen gegebe­
nenfalls bereits während der Prüfung erforderlich sind.

3. Zu prüfen, wie eine Zusammenarbeit mit dem Kanton Bern sowie weiteren öffentlichen oder 
privaten Stellen ausgestaltet werden könnte, insbesondere hinsichtlich der damaligen kantona­
len Aufsicht, des Zugangs zu relevanten Aktenbeständen und der Nutzung bestehender For­
schungsarbeiten.

4. Darzulegen, mit welchem Untersuchungsumfang, Zeitrahmen und Kosten für eine solche Aufar­
beitung einschliesslich der Beteiligung und Begleitung Betroffener, der Archivarbeiten und der 
öffentlichen Vermittlung zu rechnen wäre und welche Finanzierungs- und Kooperationsmöglich­
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keiten bestehen. Zudem ist aufzuzeigen, wie allfällige Erkenntnisse für die heutige städtische 
Praxis im Kindes- und Erwachsenenschutz genutzt werden könnten.

Begründung
Die Schweiz hat in den vergangenen Jahren wichtige Schritte zur Aufarbeitung fürsorgerischer 
Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen unternommen. Mit dem Bundesgesetz über die Auf­
arbeitung der fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen vor 1981 (AFZFG) 
wurden Grundlagen für die Unterstützung Betroffener, die Archivierung und Akteneinsicht sowie die 
wissenschaftliche Aufarbeitung geschaffen. Das Gesetz bezieht sich grundsätzlich auf vor 1981 ver­
anlasste Massnahmen. Diese gesetzliche Abgrenzung bedeutet aber nicht, dass problematische 
Fremdplatzierungen, vormundschaftliche Massnahmen oder institutionelles Versagen danach aus­
geschlossen waren.
Für die Stadt Bern stellt sich deshalb die Frage, ob und in welcher Form die behördliche Praxis 
zwischen 1981 und 2012 wissenschaftlich aufgearbeitet werden kann. Mit der Einführung des neuen 
Kindes- und Erwachsenenschutzrechts und der KESB per 1. Januar 2013 endete eine institutionell 
klar abgrenzbare Phase.
Die als Postulat überwiesene kantonale Motion 143-2023 Marti griff neben Unterstützungsmassnah­
men für Betroffene auch den Bedarf an weiterer Forschung auf. Im Bericht vom 12. November 2025 
verfolgte der Regierungsrat eine zusätzliche kantonale Studie unter Verweis auf bestehende For­
schung und die Eigenständigkeit der Hochschulen nicht weiter. Der Bericht beantwortet jedoch nicht, 
inwieweit die konkrete Praxis der Stadt Bern zwischen 1981 und 2012 bereits untersucht ist. Das 
vorliegende Postulat soll diese Frage gezielt klären und allfälligen ergänzenden Forschungsbedarf 
aufzeigen.
Eine solche Aufarbeitung müsste wissenschaftlich und ergebnisoffen untersuchen, wie das damalige 
System funktionierte, wie Massnahmen angeordnet, umgesetzt und beaufsichtigt wurden und wel­
che Erfahrungen Betroffene machten. Dabei geht es nicht um pauschale Schuldzuweisungen, son­
dern darum, Veränderungen und Kontinuitäten nach 1981 sowie mögliche strukturelle Schwachstel­
len sichtbar zu machen.
Neben den vorhandenen Akten ist die Perspektive der Betroffenen zentral. Ihre Erfahrungen können 
Aspekte sichtbar machen, die in amtlichen Unterlagen nicht oder nur unvollständig dokumentiert 
sind. Gleichzeitig soll ihnen der Zugang zu den eigenen Akten erleichtert werden. Zudem ist zu klä­
ren, ob die relevanten Aktenbestände vollständig erfasst und dauerhaft gesichert sind. Allfällige Ver­
lustrisiken und erforderliche Sicherungsmassnahmen sollen unter Beachtung des Datenschutz- und 
Archivrechts unabhängig vom Entscheid über ein späteres Forschungsprojekt geprüft werden.
Die Aufarbeitung soll schliesslich Erkenntnisse für die Gegenwart liefern. Erfahrungen aus der da­
maligen Praxis können dazu beitragen, den heutigen Kindes- und Erwachsenenschutz weiterzuent­
wickeln und institutionelles Lernen zu ermöglichen.
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